
 

  
 

 

 
 
 
 
An meine 
Mandanten 

 
Nürtingen, 1. August 2014 

 
 

Mandantenbrief August 2014 
 

 
Sehr geehrte Mandanten, 
 
anbei erhalten Sie meinen aktuellen Mandantenbrief. Auf folgende interessante Themen möch-
te ich insbesondere hinweisen: 

 
Allgemein 

· Kindergeld für verheiratetes Kind 
Einkommenssteuer 

· Häusliches Arbeitszimmer bei einem Pool- bzw. Telearbeitsplatz 

· Steuerliche Gleichbehandlung von Lebenspartnern 
Umsatzsteuer 

· Zuordnung eines gemischt genutzten Gebäudes zum Unternehmensvermögen 
 
Mit freundlichem Grüßen 

 
 



 
Fälligkeitstermine Steuern/Sozialversicherung August und September 2014 

S T E U E R A R T F Ä L L I G K E I T 
Lohnsteuer, Kirchensteuer, Solidaritätszuschlag1 11.8.2014 10.9.2014 
Umsatzsteuer 11.8.20142 10.9.20143 
Einkommensteuer, Kirchensteuer, Solidaritäts-
zuschlag 

entfällt 10.9.2014 

Körperschaftsteuer, Solidaritätszuschlag entfällt 10.9.2014 

Ende der Schonfrist  Überweisung4 
obiger Steuerarten 
bei Zahlung durch:   Scheck5 

14.8.2014 15.9.2014 

8.8.2014 5.9.2014 

Gewerbesteuer6 15.8.2014 entfällt 
Grundsteuer6 15.8.2014 entfällt 
Ende der Schonfrist  Überweisung 
obiger Steuerarten 
bei Zahlung durch:   Scheck5 

18.8.2014 
 

12.8.2014 

entfällt 
 

entfällt 
Sozialversicherung7 27.8.2014 26.9.2014 
Kapitalertragsteuer, Solidaritätszuschlag Seit dem 1.1.2005 ist die Kapitalertrag-

steuer sowie der darauf entfallende Solida-
ritätszuschlag zeitgleich mit einer erfolgten 
Gewinnausschüttung an den Anteilseigner 
an das zuständige Finanzamt abzuführen. 

 

1 Für den abgelaufenen Monat. 
2 Für den abgelaufenen Monat; bei Dauerfristverlängerung für den vorletzten Monat; bei Vierteljahreszahlern mit Dauerfristver-

längerung für das vorangegangene Kalendervierteljahr. 
3 Für den abgelaufenen Monat; bei Dauerfristverlängerung für den vorletzten Monat. 

4 Umsatzsteuervoranmeldungen und Lohnsteueranmeldungen müssen grundsätzlich bis zum 10. des dem Anmeldungszeit-
raum folgenden Monats (auf elektronischem Weg) abgegeben werden. Fällt der 10. auf einen Samstag, Sonntag oder Feier-
tag, ist der nächste Werktag der Stichtag. Bei einer Säumnis der Zahlung bis zu drei Tagen werden keine Säumniszuschläge 
erhoben. Eine Überweisung muss so frühzeitig erfolgen, dass die Wertstellung auf dem Konto des Finanzamts am Tag der 
Fälligkeit erfolgt. 

5 Bei Zahlung durch Scheck ist zu beachten, dass die Zahlung erst drei Tage nach Eingang des Schecks beim Finanzamt als 
erfolgt gilt. Es sollte stattdessen eine Einzugsermächtigung erteilt werden. 

6 In Bundesländern, in denen der 15.8.2014 ein Feiertag ist, gilt der 18.8.2014 als Fälligkeitstermin, mit einer Schonfrist bis zum 
21.8.2014. 

7 Die Fälligkeitsregelungen der Sozialversicherungsbeiträge sind einheitlich auf den drittletzten Bankarbeitstag des laufenden 
Monats vorgezogen worden. Um Säumniszuschläge zu vermeiden, empfiehlt sich das Lastschriftverfahren. Bei allen Kran-
kenkassen gilt ein einheitlicher Abgabetermin für die Beitragsnachweise. Diese müssen dann bis spätestens zwei Arbeitstage 
vor Fälligkeit (d. h. am 25.8./24.9.2014) an die jeweilige Einzugsstelle übermittelt werden. Regionale Besonderheiten bzgl. der 
Fälligkeiten sind ggf. zu beachten. Wird die Lohnbuchführung durch extern Beauftragte erledigt, sollten die Lohn- und Ge-
haltsdaten etwa 10 Tage vor dem Fälligkeitstermin an den Beauftragten übermittelt werden. Dies gilt insbesondere, wenn die 
Fälligkeit auf einen Montag oder auf einen Tag nach Feiertagen fällt. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 



 

Allgemein 
Kindergeld für verheiratetes Kind 
Mit Wegfall der Einkommens- und Bezügegrenze ab 2012 ist ein Anspruch auf Ehegattenunterhalt 
eines verheirateten, nicht behinderten, in Ausbildung befindlichen Kindes für das Kindergeld nicht 
mehr von Bedeutung. Die Eltern haben deshalb grundsätzlich einen Kindergeldanspruch. Mit dieser 
Entscheidung bestätigt der Bundesfinanzhof seine bereits mehrfach geäußerte Auffassung. 
Die Finanzverwaltung wendet zwischenzeitlich diese Rechtsprechung in allen noch nicht bestands-
kräftigen Fällen an. 

Wegfall der Arbeitsuchendmeldung führt nicht zwangsläufig zur Beendigung der 
Kindergeldzahlung 
Stellt die Agentur für Arbeit die Arbeitsvermittlung für ein kindergeldberechtigtes Kind ein, führt dies 
nicht zwangsläufig zum Wegfall des Kindergelds. 
Der Bundesfinanzhof musste sich mit einem solchen Fall befassen. Ein volljähriges Kind, das keinerlei 
Leistungen bezog, war bei der Agentur für Arbeit als arbeitsuchend gemeldet. Da sich das Kind trotz 
Aufforderung durch die Agentur dort ohne Angabe von Gründen nicht gemeldet hatte, teilte die Agen-
tur dem Kindergeldberechtigten mit, dass es die Arbeitsvermittlung einstelle. Die Familienkasse hob 
daraufhin die Kindergeldfestsetzung für den entsprechenden Zeitraum auf. 
Das Gericht beurteilte dies anders. Da keine ausdrückliche steuerliche Regelung besteht, wann der 
durch die Meldung begründete Status als arbeitsplatzsuchend entfällt, gelten hier die Vorschriften des 
Sozialrechts. In der Rechtslage bis 31. Dezember 2008 war eine dreimonatige Meldefrist Vorausset-
zung. Dies ist jedoch mit Wirkung ab 1. Januar 2009 durch das Gesetz zur Neuausrichtung der ar-
beitsmarktpolitischen Instrumente geändert worden. Danach entfällt die Pflicht der Agentur zur Ver-
mittlung des Arbeitsuchenden unabhängig von dessen Meldepflicht nicht mehr nach drei Monaten, sie 
besteht vielmehr grundsätzlich unbefristet fort.  

Einkommensteuer 
Abzug nachträglicher Schuldzinsen bei den Einkünften aus Vermietung und Verpachtung im 
Falle der nicht steuerbaren Veräußerung einer Immobilie 
Was passiert, wenn der Eigentümer einer vermieteten Immobilie diese nach Ablauf der so genannten 
Spekulationsfrist (nicht steuerbar) veräußert, der Veräußerungserlös aber nicht ausreicht, das zur 
Anschaffung der Immobilie aufgenommene Darlehen restlos zu tilgen? 
Der Veräußerer darf auf das Anschaffungsdarlehen gezahlte nachträgliche Schuldzinsen als Wer-
bungskosten bei den Einkünften aus Vermietung und Verpachtung abziehen. Dieses gilt auch, wenn 
der Veräußerer zur Tilgung des restlichen Anschaffungsdarlehens ein Umschuldungsdarlehen auf-
nimmt. Voraussetzung ist aber immer, dass der Erlös aus der Veräußerung stets und in vollem Um-
fang zur Ablösung des Anschaffungsdarlehens verwendet wird. 
Hinweis: Schon 2012 hatte der Bundesfinanzhof im Falle einer steuerbaren Immobilienveräußerung 
entschieden, dass der nachträgliche Schuldzinsenabzug zulässig ist. 
(Quelle: Urteil des Bundesfinanzhofs) 
 

Häusliches Arbeitszimmer bei einem Pool- bzw. Telearbeitsplatz 
Kosten eines häuslichen Arbeitszimmers sind nur dann voll abzugsfähig, wenn im Arbeitszimmer der 
Mittelpunkt der beruflichen und betrieblichen Tätigkeit liegt. Ist dies nicht der Fall, sind Kosten bis zu 
1.250 EUR abzugsfähig, wenn ansonsten kein beruflicher Arbeitsplatz zur Verfügung steht. Steht ein 
sonstiger Arbeitsplatz zur Verfügung, sind Aufwendungen für ein häusliches Arbeitszimmer grundsätz-
lich nicht abzugsfähig. 
Der Bundesfinanzhof (BFH) hatte zwei Fälle zu entscheiden: 
Im ersten Fall hatte ein Großbetriebsprüfer an der Dienststelle keinen festen Arbeitsplatz, sondern 
teilte sich für die vor- und nachbereitenden Arbeiten der Prüfungen mit sieben anderen Kollegen drei 
Arbeitsplätze (sog. Poolarbeitsplätze). In dem Fall sind die Aufwendungen für das häusliche Arbeits-
zimmer abzugsfähig, weil der Poolarbeitsplatz dem Steuerprüfer nicht in dem zur Verrichtung seiner 
gesamten Innendienstarbeiten erforderlichen Umfang zur Verfügung stand. Dies muss aber nicht bei 
jedem Poolarbeitsplatz so sein. Der BFH stellt klar, dass ein Poolarbeitszimmer ein anderer Arbeits-
platz sein kann und zwar dann, wenn bei diesem - anders als im Streitfall - aufgrund der Umstände 
des Einzelfalls (ausreichende Anzahl an Poolarbeitsplätzen, ggf. dienstliche Nutzungseinteilung etc.) 



 
gewährleistet ist, dass der Arbeitnehmer seine berufliche Tätigkeit in dem konkret erforderlichen Um-
fang dort erledigen kann. 
Im zweiten Fall hatte sich ein Steuerzahler in seinem häuslichen Arbeitszimmer einen Telearbeitsplatz 
eingerichtet, in dem er gemäß einer Vereinbarung mit seinem Dienstherrn an bestimmten Wochenta-
gen seine Arbeitsleistung erbrachte. Das Gericht versagte den Werbungskostenabzug für das häusli-
che Arbeitszimmer, weil der Telearbeitsplatz grundsätzlich dem Typus des häuslichen Arbeitszimmers 
entsprach und dem Steuerzahler an der Dienststelle auch ein anderer Arbeitsplatz „zur Verfügung 
stand“. Es war ihm weder untersagt, seinen dienstlichen Arbeitsplatz jederzeit und damit auch an den 
eigentlich häuslichen Arbeitstagen zu nutzen, noch war die Nutzung des dienstlichen Arbeitsplatzes in 
tatsächlicher Hinsicht in irgendeiner Weise eingeschränkt. 
 
Steuerliche Gleichbehandlung von Lebenspartnern 
Bundesrat, Mitteilung vom 11.07.2014 
Die Länder haben in ihrer Plenarsitzung am 11. Juli 2014 einem Gesetz zur steuerlichen Gleichbe-
handlung von Lebenspartnern zugestimmt. 
Das Gesetz sorgt für die vollständige Gleichbehandlung von Lebenspartnern in allen steuerlichen 
Belangen, indem es noch verbliebenen Anpassungsbedarf zum Beispiel in der Abgabenordnung und 
im Bundeskindergeldgesetz umsetzt. 

Umsatzsteuer 
Zuordnung eines gemischt genutzten Gebäudes zum Unternehmensvermögen muss bis 
spätestens zum 31. Mai des auf den Leistungsbezug folgenden Jahres erfolgen 
Nutzt ein Unternehmer ein Gebäude sowohl für den unternehmerischen als auch für den nichtunter-
nehmerischen privaten Bereich, kann er das Gebäude ganz, im Umfang der unternehmerischen Nut-
zung oder gar nicht dem Unternehmensvermögen zuordnen. Die Zuordnung muss bis spätestens zum 
31. Mai des auf den Leistungsbezug folgenden Jahres erfolgen. Dieses Zuordnungswahlrecht gilt 
sowohl für natürliche als auch für juristische Personen (z.  GmbH . Nutzt der GmbH-
Gesellschafter-Geschäftsführer das Gebäude teilweise für eigene Wohnzwecke, muss die GmbH 
deshalb eine Zuordnungsentscheidung vornehmen. Liegt diese bis zum 31. Mai des Folgejahres nicht 
vor, ist das Grundstück umsatzsteuerlich dem Privatvermögen zuzurechnen. Von der Zuordnung 
hängt der Umfang der abzugsfähigen Vorsteuern ab. 
(Quelle: Urteil des Bundesfinanzhofs) 
 


